
Begründet wurde dies mit dem Wortlaut 
von Bestimmungen im Arzneimittelgesetz
(AMG) und dem Transplantationsgesetz 
(TPG), in denen die Zulässigkeit der Be-
handlungsmaßnahme nach dem AMG be-
ziehungsweise die Erlaubnisfreiheit nach 
dem TPG an den Begriff des Arztes als 
die Maßnahme vornehmende Person ge-
koppelt ist.

Für die Bayerische Landeszahnärztekam-
mer wurde dieses Thema in rechtlicher 
Hinsicht seitens des Justiziars und des 
Geschäftsbereichsleiters Praxis und Recht 
ausführlich mit dem fachlich zuständigen 
Referat des Bayerischen Staatsministeri-
ums für Gesundheit, P� ege und Präven-
tion in einem offenen, konstruktiven Dia-
log diskutiert, dabei vor allem unter Be-
zugnahme auf die jeweilige, die Gesetzes-
absicht verunklarende, wechselvolle His-
torie der betreffenden Bestimmungen. 

In der Darstellung und Erörterung der 
Thematik erwies sich eine vertiefte, um-
fangreiche und sehr detaillierte zahnme-
dizinisch-wissenschaftliche Stellungnahme
von Prof. Dr. Herbert Deppe, Extraordina-
rius an der Technischen Universität Mün-
chen, die an das Ministerium übermittelt 
wurde, als außerordentlich hilfreich. Den 
entsprechenden Kontakt hatte Kammer-
präsident Dr. Dr. Frank Wohl vermittelt. 
Dieser hatte auch eigens Staatsministerin 
Judith Gerlach im Rahmen eines Ge-
sprächstermines auf die dringende Not-
wendigkeit einer raschen Klärung dieser 
für die zahnmedizinische Implantologie 
wichtigen Thematik angesprochen.

Das wechselseitig beleuchtete Thema 
wurde dann zum Gegenstand einer Län-
deranfrage beim Bundesministerium für 
Gesundheit (BMG), da die Zulässigkeit 
der Behandlungsmethode durch Zahn-

ärztinnen und Zahnärzte auch unter den 
Ländern unklar war und eine rechtliche 
Klarstellung durch das BMG für erforder-
lich erachtet wurde. Seitens des BMG
wurde hierzu im Wesentlichen im Gleich-
klang mit der Argumentation der BLZK 
die Auffassung vertreten, dass eine ana-
loge Anwendung der zentralen Bestim-
mungen (§ 20d AMG, § 8c TPG) auf Zahn-
ärztinnen und Zahnärzte geboten sei. 
Man wolle hierzu eine zeitnahe, ursprüng-
lich nicht mitbedachte Anpassung des 
Wortlauts der beiden genannten Vor-
schriften prüfen. Die nachgeordneten 
Behörden wurden daraufhin vom Bayeri-
schen Staatsministerium für Gesundheit, 
P� ege und Prävention gebeten, die Rechts-
auffassung des BMG ihrem Handeln zu-
grunde zu legen.

Michael Pangratz

Justiziar der BLZK

Einvernehmliche Lösung zur 
Zulässigkeit bestimmter 
Knochenaugmentationsverfahren
Staatsministerium für Gesundheit, P� ege und Prävention und BLZK 
klären gemeinsam Fachfragen

In Bayern wurde von Vollzugsbehördenseite im Herbst 2023 die Zulässigkeit der autologen zahnmedizinischen Knochen-
augmentation unter Verwendung eines vom selben Patienten gewonnenen Eigenblutproduktes (Plateled Rich Fibrin) 
bestritten, wenn diese Behandlung durch Zahnärzte, die nicht zugleich Arzt sind, erfolgt. 
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